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Land Sachsen-Anhalt

Salzwedel, den 23.06.2026

Öffentliche Bekanntmachung

Vorzeitige Ausführungsanordnung

I. Anordnung

1. In dem Bodenordnungsverfahren Potzehne - Parleib, Altmarkkreis Salzwedel, wird hiermit 
gemäß § 63 Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) die vorzeitige Ausführung des 
Bodenordnungsplanes Potzehne - Parleib einschließlich seines Nachtrages 1 angeordnet.

2. Am 15.07.2026 tritt der im Bodenordnungsplan und seinem Nachtrag vorgesehene neue 
Rechtszustand an die Stelle des bisherigen. Die eingebrachten Flurstücke gehen rechtlich unter 
und an deren Stelle tritt der neue Bestand (§ 61 Satz 2 FlurbG).

3. Wird der vorzeitig ausgeführte Bodenordnungsplan unanfechtbar geändert, so wirkt diese 
Änderung in rechtlicher Hinsicht auf den oben angegebenen Zeitpunkt dieser vorzeitigen 
Ausführungsanordnung zurück (§ 63 Abs. 2 FlurbG).

4. Mit dem genannten Zeitpunkt tritt die Landabfindung hinsichtlich der Rechte an den alten 
Grundstücken und der diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die nicht 
aufgehoben werden, an die Stelle der alten Grundstücke. Die örtlich gebundenen öffentlichen 
Lasten, die auf den alten Grundstücken ruhen, gehen auf die in deren örtlicher Lage 
ausgewiesenen neuen Grundstücke über (§ 68 Abs. 1 FlurbG).

5. Anträge auf Ausgleich des Wertunterschiedes bei Pachtverhältnissen und Auflösung des 
Pachtverhältnisses sind spätestens drei Monate nach Erlass dieser Anordnung beim Amt für 
Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark zu stellen (§71 FlurbG).

6. Der Übergang des Besitzes, der Verwaltung und der Nutzung der Grundstücke wurde bereits 
durch die Überleitungsbestimmungen zu der vorläufigen Besitzregelung und deren Änderung 
geregelt. Soweit die im Bodenordnungsplan und seinem Nachtrag zugeteilten Grundstücke 
geändert worden sind, wird hiermit angeordnet, dass gemäß § 62 Abs. 2 
Flurbereinigungsgesetz Besitz, Verwaltung und Nutzung der geänderten neuen Grundstücke 
mit dem Tage der vorzeitigen Ausführungsanordnung auf die Empfänger übergehen. Hierfür 
gelten die ergangenen Überleitungsbestimmungen sinngemäß fort.

7. Die rechtlichen Wirkungen der Anordnung der vorläufigen Besitzregelung und deren Änderung 
enden mit dieser Anordnung.

Anordnung der sofortigen Vollziehung:
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. 03. 1991 (BGBl. I S. 686) zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) wird im öffentlichen Interesse und im überwiegenden 
Interesse der Beteiligten die sofortige Vollziehung der vorzeitigen Ausführungsanordnung 
angeordnet.



II. Begründung:
Die nach § 61 FlurbG für den Erlass der vorzeitigen Ausführungsanordnung erforderlichen Vorausset­
zungen sind gegeben. Der Erlass der vorzeitigen Ausführungsanordnung ist zulässig und sachlich 
gerechtfertigt.

Der Bodenordnungsplan und sein Nachtrag sind genehmigt und den Beteiligten bekanntgegeben 
worden, worden. Es liegen 2 Widersprüche gegen den Bodenordnungsplan vor, diese sind der 
oberen Flurbereinigungsbehörde vorgelegt worden.

Der bisherige, lediglich auf Besitz beruhende und nur für eine Übergangszeit vorgesehene Zustand, 
kann nicht mehr länger bestehen bleiben. Es muss nunmehr durch diese Ausführungsanordnung auch 
in rechtlicher Hinsicht der im Bodenordnungsplan vorgesehene neue Rechtszustand herbeigeführt und 
den Teilnehmern das Eigentum an ihren neuen Grundstücken verschafft werden. Durch einen längeren 
Aufschub des Eintritts der rechtlichen Wirkungen des Bodenordnungsplanes würden voraussichtlich 
erhebliche Behinderungen im Grundstücksverkehr auftreten.
Der Erlass der vorzeitigen Ausführungsanordnung ist zulässig und sachlich gerechtfertigt, weil damit 
gerechnet werden muss, dass die endgültige Entscheidung über die Widersprüche längere Zeit dauern 
kann. Ein längerer Aufschub der Ausführung des Bodenordnungsplanes würde erhebliche Nachteile 
für die übrigen Teilnehmer mit sich bringen. Im Übrigen rechtfertigen die Widersprüche keinen weiteren 
Aufschub der Ausführung des Bodenordnungsplanes, da auch nach der vorzeitigen 
Ausführungsanordnung der Bodenordnungsplan geändert werden kann und diese Änderung auf den 
in der Anordnung festgesetzten Tag zurückwirkt. Nach § 79 Abs. 2 FlurbG ist zudem eine 
Grundbuchberichtigung der durch Widerspruch gegen den Bodenordnungsplan berührten Flächen 
nicht zulässig, wodurch auch das Interesse der Widerspruchsführer gewahrt bleibt.

Die Ausführung des Bodenordnungsplanes kann nur für das gesamte Verfahrensgebiet angeordnet 
werden. Daher ist die vorzeitige Ausführung des Bodenordnungsplanes geboten, um denjenigen Teil­
nehmern keine Nachteile erwachsen zu lassen, die sich mit den Regelungen des Planes einverstanden 
erklärt haben. Ein längeres Hinausschieben der Ausführung des Bodenordnungsplanes würde 
Nachteile bei Grundstücksverkehr, Bebauung und Belastung mit sich bringen. Durch den 
Eigentumsübergang wird die rechtliche Verfügung (Veräußerung, Belastung) über die 
Abfindungsflächen ermöglicht.

Die sofortige Vollziehung eines Verwaltungsaktes kann angeordnet werden, wenn dies im öffentlichen 
Interesse oder im überwiegenden Interesse der Beteiligten liegt. Es besteht ein erhebliches Interesse 
der Teilnehmer an einem sofortigen Eigentumsübergang sowie an der Beendigung der bestehenden 
Rechtsunsicherheit. Um die zuvor benannten Nachteile für die überwiegende Mehrzahl der Beteiligten 
zu vermeiden und dem Beschleunigungsgebot der Flurbereinigung gerecht zu werden, ist der Sofort­
vollzug geboten.
Die Anordnung des Sofortvollzugs liegt darüber hinaus auch im überwiegenden öffentlichen Interesse, 
da der Allgemeinheit im Hinblick auf die im Verfahren investierten erheblichen öffentlichen Mittel daran 
gelegen ist, die Ziele des Bodenordnungsverfahrens möglichst bald herbeizuführen. Abgesehen davon 
führen die doppelte Verwaltung, Führung und Laufendhaltung der öffentlichen Bücher im alten und 
neuen Bestand zu einer deutlichen Mehrarbeit.
Das öffentliche Interesse und das überwiegende Interesse der Beteiligten am baldigen Eintritt der 
rechtlichen Wirkung des Bodenordnungsplanes und seines Nachtrages überwiegt das private Interesse 
einzelner Widerspruchsführer an der aufschiebenden Wirkung ihrer Rechtsbehelfe. Nach alledem 
entspricht es pflichtgemäßem Ermessen, diese vorzeitige Ausführungsanordnung zu erlassen.

Diese Interessen überwiegen das Interesse einzelner Beteiligter an der aufschiebenden Wirkung von 
Ihnen gegebenenfalls eingelegten Rechtsbehelfe.



Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese vorzeitige Ausführungsanordnung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
Altmark, Akazienweg 25, 39576 Stendal oder beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
Altmark, Außenstelle Salzwedel, Goethestraße 3 und 5, 29410 Hansestadt Salzwedel, erhoben 
werden.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist bei dem Gericht der Hauptsache - dem 
Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg, 8. 
Senat (Flurbereinigungssenat) - der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung (§ 80 
Abs. 5 VwGO) zulässig.

Im Auftrag

Datenschutzrechtliche Hinweise
Aufgrund des gesetzlichen Auftrages nach dem Flurbereinigungsgesetz werden im vorliegenden Verfahren 
personenbezogene Daten nach Maßgabe der Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) verarbeitet.
Die datenschutzrechtlichen Hinweise können im Internet unter: http://lsaurl.de/alffaltmarkds eingesehen werden 
oder sind beim ALFF Altmark, Akazienweg 25, 39576 Stendal erhältlich.

http://lsaurl.de/alffaltmarkds

